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II- /1!!.fL der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des: Nationalrates 

XII. Gesetzgebungsperiode' i 

REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

GZ .51 0969-VD/SL/?1 

5:Zi IA.B. 
zu 50/0/.J. . 
Präs. am. ___ 50 t~ ai 1971 

Verwa.ltungsvereinfachung; 
parlamentarische Anfrage Nr;540/J 
an den Bundeskanzler betreffend 
Madernisierungs- und Rationali­
sierungsmaßnahmen im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung und der 
Bundesbetr:iebe 

Zu Zl. 540/ J'-NR/71 An den 

Präsidenten des Nationalrates 

T 
-'-0 

Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. KRANZLMAYR, OFENBÖCK,' 

STORS und Genossen haben am 1'7.3.dso J. an mich eine Anfrage be­

treffend Modernisierungs- und Rationalisierungsmaßnahmen im Be­

reiche der öffentlichen Verwaltung und der Bundesbetriebe gerich­

tet (11_1004 der Beilagen zu den stenographischenProtokollendes 

N~tionalrates, XII. GP.). 

11. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 
. i 

Vorbemerkungen 

D~Österreich eire föderalistische Organisationsform auf­

weist und ~en Gemeinden verfassungsgesetzlich eine Autonomie ge­

währleistet ist 7 'uj,n ich, abgesehen von der Bestimmung de s Art. 52 
B~VG, die lediglich die Bundesvollziehung einer Kontrolle ~es 

Nnt:Lonalr'ates 'l~nterwirft, nur in der Lage, über Modernisierungs­

und Bationali.s5"erungsmaßaahmen im Bereiche der Verwal tung des 

Bundes uud der Bundesbetrieb3 Alu3kunft zu geben. 
l.bE,:r auch hier legt mir das bundesverfassungsgesetzlich 

festgelegte RessoI'tsystem in der Beantwortung der Anfrage gewisse 

Schr'Hnken 8.uf) so zwar, daß ich nur über den dem Bunde skanzleramt 

d.~.::r:·ch Bundesgesetz zugewiesenen Wirkungsbereich einschlägige Aus­

künfte erteilen kann. 

Diese Auskünfte erstrecken sich sowohl auf das Bundes­

kanzleramt unmittelbar, das gemäß Art.?? Abs.3 der Bundesverfas~ 
sung dem'Leitungsrecht des Bundeskanzlers unterstellt ist, sowie 

auf solche Behörden, Dienststellen und Einrichtungen des Bundes, 

522/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 11

www.parlament.gv.at



die dem Leitungs- und Weisungsrecht des Bundeskanzlers unterstellt ~ 

sind (vgl. Art.20 B-VG). 

Darliber hinaus obliegt dem Bundeskanzler~mt gemäß dem Gesetz 

vom 19.1~.1918, StGB.L 11'1'.139, die Aufgabe, auf das einheitliche 

Zusammenarbeiten aller }~undesämter und auf die Wahrung der allen 

Verwaltungszweigen gemeinsamen Interessen hinzuwirken, ~oraus sich 

eine Koordinationsaufgabe des Bundeskanzlers gegenüber sämtlichen 

Zweigen ~er Bundesverwaltung ergibt. Diese Koordinationsbefugnis er­

mBglicht es dem Bundeskanzler, sowohl auf dem Sektor der Personal­

verwaltung des Bundes als auch auf dem Sektor der ge.samten Organisa·­

tion der Bundes'crerwalt;uug gewisse Vorschläge und. Anregungen zu machen. 

Antwort auf die einzelnen Fra~en 
Die F'ra(J'e 1 lautet: 
"."-----~---_ •. -

"\Vie hoch sind die noch vorhandenen Reserven 
in den einzelnen Bereicheri de~' Bffentlichen 
VerwaltumJ.:" und den ein.zelnen Bundesbetrieben?" . 1._.1 

Antwort: 

Wenn die F'rnge von vorb.andenen Reserven 3pricht 1 so fasse icb. 

dJese B'rage :':>'0 auf 'i cla.ß damit der Unterschied der Dienstpo~3ten ge'-

meint j.st, die gem~ß dem Dienstpostehplan fUr das Jahr 1971 als 

Sollstand veranschlagt sind,und den Dienstposten, die tatsächlich 

im Jahre 1971 unbesetzt waren. 

Hiezu ist zu sagen: 

Nach der Standesmeldung mit Stichtag 1. April 1970 Waren von 

den rund 1960000 Dienstpostenmehr als 1~6oo unbesetzt. Von den fUr 

di.e österreichisehen Bundesbahnen vorgesehenen rund. 7'7. 50q Dien::.,t­

posten waren 2,700 nicht besetzt. 

Eine zusamrnenfal3sende Stand.esmEildung nac.h dem Stichtag 

1. April 1971 liegt mir begreiflicherweise noch nicht vor. 

Unbesetzte Dien~3tposten stellen keine Heserv'c dar. Aus d.em 

Umstand, daß ein Dienstposten 1..mbesetzt ist ~ kann nämlich nicht-; ohne 

weiteres auf seine Einziehbarkeit geschlossen werden. Dies ist klar, . 
wenn man z.B. an den Fall des Todes ei~es einzigen Schulwartes elnST 

Schule oder an den Leiter eines Amtes denkt 0 Eingezogen können VÜ'l::L~ 

mehr nur solche Dienstposten werden, fUr die auf Grund einer RaSorm_ 

oder Rationalisi.erungsmaßnahme kein Bedarf mehr be,steht.. Sowe::Lt 

der einen solchen Dienstposten bindende Beamte nicht ausscheidet, 

lst er, soweit dies möglich ist, mit denA:u.i'e;('1ben eine.'-; andertHL~ 

aber unbesetzten Dien~·d:;postens zu bet:rauei:l.Er:i wird also nicht der 
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unbesetzte', sondern der durch entsprechende Maßnahmen entbehrlich 

gemachte Dienstposten eingezogen. Nur soweit es sich um im Hinblick 

'auf die Arbeitsmarktlage unbesetzbare Dienstposten handelt, könnten 

diese eingezogen werden, woraUS sich jedoch keine finanzielle Ein­

sparung ergibt, weil die Dienste der unbesetzbaren Posten von ande-

ren Bediensteten gegen Überstund.enbezahlung versehen werden müssen .. 

Eine weitere für den 1. Jänner 1972 vorgesehene .Etappe der 

Arbeitszeitverkürzung dürft~ zumindest in Teilbereichen eine Dienst­

postenvermehrurig notwendig machen und daher,: allfällige noch bis 

Ende des Jahres 1971 durch Reformmaßnahmen entstehende Reserven zuminde~ 

zum Teil aufsaug~no 

Die Frage 2 lautet: 

"Welche dieser noch vorhandenen Reserven haben Sie 1971 
a) bereits ausgeschöpft, 
b) vor, noch auszuschöpfen?" 

Antwort: 

Diese Frage ist bereits durch die Beantwortung der Frage 1 

mitbeantwortet. 

Die Frage 3 lautet :. 

"Welche ModernisierungE:)-' und Rationalisierungsmaßnahmen haben 
Sie 1971 in den gemeinsamen Bereicheri deröffentlichen Ver­
waltung und den einzelnen Bundesbetrieben 
a) bereits durchgeführt, 
b) in Angriff genommen, 
c) geplant?1I 

Auch zu dieser Frage muß vorausgeschickt werden, daß ich 

eine erschöpfende Antwort für o.en gesamten Bereich der Bundes­

verwaltung und der Bundesbetriebe im Hinblick auf den gesetzlich 

festgelegten Wirkungsberelch des Bundeskanzlers nieh'C zu geben 

in der Lage bin~ Allerdings vermag ich auf Grund der dem Bundes­

kanzler gemäß dem Gesetz vom 19, Dezember 1918, StGBlo Nr.139~ 

obliegenden Aufgabe, auf das einheitliche Zusammenarbeiten aller 

Bundesorgane und auf die Wahrung der allen Verwaltungszweigen 

gemeinsamen Interessen hinzuwlrken, folgenden schlagwartartlgen 

Bericht zu geben. 
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Dieser Berich't~ ist· de~3ha]J). GChlr.1<;:,wortartig') weil 

die BundE?srey;iB!.'ung in :Lhr~;r Sitzurl1?; um 20. April ds.S. 

den Bes~bluß gefaßt hat,dem Nationalrat gemäß § 15 des 
Geschiiftsordnungs!sesetzes einen bericht der Verwal tungs­

reform.komm:LBsioni.i"ber die bisheri.gen Ergebnisse ihrer 

Tätigkeit und 1iber die für die Zukunft vorgeschla[icnen 

-Maßnahmen vorzulegen~ 
Diesel' Bericht stellt z'.vareine äußerst vüchtige 

undwcI;tvolle Unterlage dar und enthält auch beachtliche 

Hinweise, dJ,e bei den Vorstclluflt;eri, ; die die im Amt; .be-
'i'indliche BundesI.'cgierung über.' daa Sachge!)iet bat,ruitbe­

rticksichtigt werden sollen. Die eigenen Vorstellungen der 

Bundef:n:egierung als ganzer zu den .in der l{egierungserklärung 

vom 27.A.:pril '1970 erklärten Absichten Über eine Moder­

nisleruIlg der VervfB.ltung werden Gegenstand eines umfassenden 

Berichtes der im .AmtibefindlichGn Bundesregi8!:'ung bilden~ 

Ohne diesen J\..hstchten der Bundesregierung hiemii; vorgreifen 

2:.1.2. können, kann jodoeh folgenclo;3 beispielhaft 8.n im Ja.hr8 
--:)r71 ~ . ~'"·I~. .!\ • f'l~ 'I,:; ct\lrr:; tlscf unr ~;en, III _".ngr:l.. genommenen und ger1ant;en 

MCi.ß:r.w .. hmcn::. d.&J:,selc)gt: werd:;:H: 

1~ Nachdem schon in der verßangenenGesetzgehungs-

poriode deta Nat:i.QtJalrat Hegi.crungsvorle.gen zu B.echtf.lbe-
re:l. ni e;ungse;8sct:ZC:::r:?, vorgeloz;t worden. vvaren, die a.,llerdings 

VOhl H;;:1..;io7.1al:r'c.t lYichti mehr erledigt 'Norden r:d.nd'.l lw.t die im 

Amt bet"in:lliC::1C Bunllesregic:cuJJ.g in deT.' Bei~ierung3erkUirung 

vom 27 e-l.j ,,1970 auch ihrersei ts die N'otwendi. gkei t WiY'};;::3HmE~r 

Ma.ßilahmen. für eine RechtsbereiniguYig als wichtige Voraus­

setzung ei.ner Verwal tunssreform be:&eichnet.· Zu diesen T'.18.ß­

n,,,thmen der Rechtsbereinigung gehören nicht . nur die a.uch 

V·~on (,. n.",· -1 m 1\ T!1.J..· ·be l""n(il; eherl 'B'l'7'l(l- (" ('"nE"')'].' ~~"U";lo' f'or·t· (.,c. S' c., +-.., +. (-"'1} . l. G .,_._ l.',N (I .... ..... .• <.... ~ .. 1.L - C:.'. . r~.. .I. l"). ; b ._ ,_ 1I .u v "'_ 

'Überlegungen über eine Rechtsbere.i.nigung unter Zugrundc-

18Glmg der bereits gel.eis·teten Vorarbei teIl~· sondern auch 

Ent;wi.irfe für die J5l'eukodlfi:r:aticm eine:s:'· R.cih.e 'Von reform--

bedürftigen Rechtsgebieten. Beispielhaft sEden crw~ihnt 

die Entwürfe für eine Kodifikation des Strafrecht(~:::;,· de::; 

StrafprozeDrechtes, des Arbeitsrechtes, die Neuordnung 

des Pol·izeiorfsanisationsrecht!~s ,di.e l~odifikation des Ge­

werl)erechtes, die Neuordnung des Verw,-ü tuncsstrafrechteß, 

der Ent':rurf eine s Bundcsfj8setzes übor Z[thl, I.'Iirl~ungs­

bercich und Einrichtung cler Bundesministerien uoa. 

.. 

" 
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E~tsp~echende Vorentwlirfe~iegen, sei es filr eine um­

fas~en~e, sei es für eine Te~lkodifikation, vor, und sollen 

nach Durchführung des, :pegutaqhtunssverfahl.'ens alsbald als 

Hegierungsvorlagen dem Nationalrat zugeleitet werden. 

2. Zu den Maßnahmen eIer Heform des Rechtsgutes gehört 

auch eine umiassend'6 RechtBdokumenta.~ion, die unter Ver­

'wendunG der elektronischen Datenverarbei tungs(3.nlagen 

auf breiter Basis in Angriff genommen worden ist. Im Er-

_ gebnis soll eine integrierte Rechtsdatenbank den 

Organen des Bundes (GesetzgE,bung, GerichtsbB.rkei t, 
VeriiJaltl1ng) und darüber hinaus auch anderen Rechts­

t;rägGI'n und an Rechtsausk;unft irri:;el.'ossierten Personen 

z,ur -Verfilgung stehen" 

, Im Augenb~ick -läuft -ein sogenanntes Versuchsprogramm , 

dessen Dauer auf zwei .Jahre vereinbart ist. Dieses Ver­

suchsprogramm hat das Verfassungsrecht im formellen'und 

materiellen Si_nIl unter Einbeziehung der Rechtsnormen, 

der Hechtsprechüng und der Rechtsliteratur' zum Gegenstand~ 

Sollte sich dieses Versuchsprogr&~m bewähren, werden 

weitere Rechts'gebiete nach diesem System dokumentiert 

werden .. 
:) , 

3& Die Vorbereitung der Aochtsetzung muß den neuen 

Erkenntnissen der Technik Rechnung tragen, wenn in Zukunft 

p;esetzliche Vorschriften mehr als bisher unter An'J:endul1g -

-elektronische:r DU'cenverarbei tungsanlasen vollzogen worden 

-sollen. Dieser ET,k,cn,ntnis Rechnung tragend hat rlöß 

Bundeskanzleramt~, annlich wie andere Länder, z·ü.nächst 

vorläufige Itichtlinien für -sogenannte computerger8c}.:i.t~ 

Rechtsnorr.ren ausgearbeitet, die a.u.ch dem Präsidium d~~8 

Nationalrates zugeleitot \vorden ['-ind, (vgl. RUlldo(;hrei bon ", 

des Bundeskanzleramtes vom 23.12 0 1970, Zl.45 .. 3'73-2a/70, 
betr.Einsatz von EDVA in der BunJesverwaltung; sa.mt 
BeilaGen hiezu). 

Diese Richtlinien sind deshalb als vorläufig anzu­

sehen, da hier noch Vlci tgehende Erfahrungen gesal.nffieli; 

werden Tili.ls~3e!l und die Tochnik auf diesem Gebiete irmut)r 

wieder neue Erkenntnisse schöpft, die dann eine iieuge-

staltung der Vollziehung erfordern. 
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4.1 Besonderes Augenmerk wird deo in der Gesetzesvoll­

ziehung tätigen l:-ersonal zugevIendet •. Dies betrifft einer­

seitr; di0 Grundsätzef'ür die AUfnahme, wofür aufbrGiter 

Basis einG Ausschretbuw; n:nd freie Bewerbung stattfinden 

~0116 Ein di~sb~züglicher Gesetzentwurf wird nach Durch-

. fÜhrung; des Begutachtungsverfahrens von der Bundesregi erung 

dem Hohen Hause vorzulegen sein. 

'+,.2 Nic:ht nur die Auslese, sondern auc.h die permanente 

Au.sbildung und Umschulung des in der Vollziehung tätigen 

Personals bedarf im Hinblick auf die ständig D:,euen Er­

kenntntsse der Wissenschaft; und. der Technik verstärkter Maß­

nahmen~, Deshalb llimmt ife BundeE1regierung in Aussicht,·· c1iese 

Ausbildung du:r.'ch die Einführung von Lehrgänr;en (auch Kurz-

] 
,. .. .CD.rgange, Gev13,hruns von Bildung,sur1e.uben insbesondere zur 

AblagurLG von·vorgeschrieben8nDienstprü.fungen) zu verstärken .. 

I+. 3 Ein besonderes ,Anliegen ist die Einrichtllng einer 

sogenannteri Vel'v:al"{:;ungsake,domie ~ -, o .. (:~r Fort,bild.ung 

:3eamten dienen f3011. Bevo:c in dieser HichtJul1f.s ein' f'or.cmlicrter 

SI)r(~(;11""rcl df"n E~'r"f<'=lh'",'i"'()'c>r:-'d]' po .'bei ~~("'I,O::lfP','·r[)' deI' n<l)l',-,'loY>lc>_ 
,,-, ..... 4~ • -.. .... .J. '..A. ..... ~1;.:,),,- ... ~ - ~. -' _ ,-,--.I..~ , ..... ", .,~ 1..A·!""o ... ," .. 'J::!' J.1 ... ~l,. 

tischen Ake,d.oJnie rr r~emacht wo:cden sind 1 zunli:~hf,t; ein sogenanntes 

Versuchsprojekt errtwickelt uerdenp 

!+"~!- ßcr::oncleres Augenmerk wi:l:-d (181" Verbesscru:n:g der 

Arbei t~~bed,ingungen ~~ugew2nd.et;. In dieser B.ichtung siid 
" '" .' t - 1 ... ··h.l . . . n J' d nD.l'..lTien uere~ :3 aure lf~G!.Ll r~, d.l,H EiJ<lF~r 1. c._eglerung un 

konzentrierung von Entscheiclungs'b8fugnissen dienen .. 

4.5 Die j'unktionsgerechte A.rbeitsplatzgestaltung 
und die ArbeitspL.ltzrationD.lisiü::C"urW; Borde d ü) richt:ir;e 

D0-

Arbeitsplatzbewe:ctllug sind E.:aßnahm(;)ll, die gerade im Hinblick 

auf o.i e erhöhte Bedeutu.ng, die vers f;1:.'dedenen i 1c0hüikt)J:1 zu'" 
kom..mt, bssonders forciert wird" gie. wi:;,"d :iD. dei' Folße aU.eh c:l:r~e:r 
wei tgehenc1en Bat ionalisi,~~rungsef.fel;:t ni t k ·· ' .'Olmen. 

'+ft6.' DiefurllctionsGerechtc A.rbeitszeiteiEteilung ist Z1.1Jll 

Tl;; i 1 durch Ein.fiihru.n{?:; (~crsoGe:U1JD . .nt;cIl gleit;(:uden Ar1)Ed.t sz,ei t 
'bei ein,ze1n~:m Dienstst:ellen ds-s Bu:ndf~S in Er:pl'obUl'lf:~ b82;ri.ffen 
/ 1 d d' . '1-'· \vg. ~azu 1e Blusen aglgen ün Bereiche der 

Genera1postdirektio~ und der Generaldirektion der Östcrrei­
"ch:i.!3Chen J3undesbahnen)" Von (:en tjG'.vo::menen Er:rHh=C'ung!~n vlird 

l ' .. es a ~Inangen.? ob eine umfaf3f:fE'11d(~ Hage1nDe h:ieI·über get;:;:·offcn 

'Norden sol1. 0 

, , ' 

·' 

, . 
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'+ 0 7 Soll ein nachhaltiger Erfolg in der Rationalisierung 

des SinGatzes des Personals in der Voll ziehung des Bundes 

erzielt V/erden, ist es notwendig, das Geha1.tssystem den 

komplexen Auf~aben des st·aates gemäß neu zu ordnen.Der­

artige Vberl(:;!gungen sind clerzei t ir.l Gange 0 

1-1-.8 Die Gestaltung des Dienstpost'enplanes 1972 
Wennp'leich die interministeriellen Vorbeoprechungen 

(.) 

für die Gestaltung des Entwurfes des Dienst;\ostenplanes 1972 
noch nicht beGonnen haben, ist darauf h.inzu'Neisen, daß ,die 

für den 1. Jänner 1972 vorgesehen?,Etappe· der Arbeitszeit-

'~.rerkü:L'zung zumindest in Teilbereichen der Voll ziehung 

des Bundes. Dienstpostenvermehrungen not\vendig maohen könnte. 

5. Äußere Organis~tion der Dienststellen 

Ein wesentliches Anließen der l1odernisierungs- und Ra­

tionalisierungsmaßnahmen ist, die Verhesserung der Organisation 

der Dienststellan .. Hier sind in erster IJlnie zu hennen: 

5.1 Die Vorbereitung einer Bereinigung der verfas­

S1.U1~~sgesetzlichen Kompetenzverteilung zwü-:;chen ,Bund und 

Länclern, wofür das Forc1erungsprogramm der Bundesländer vom 

Oktob8I' 19'/0 die AU8[s<:Ulgsstcllung bietet. Einschläc;ige Re­

formvoI'schläCe bilden derz,ei t . Gee;enstand der Beratung der 

Bundesregierung und sollen dann mit de:'1 Ländern an Hand 
1 ' -, d . ( .. le~)es l!or eruP,gsprogramms erörtert werden, bevor der Nati'orial-

rat hier.mit befaßt wird~. 

5.2 Der Ent'rmx·f eines BundesministeriencesetzE;i,j über 

ZahJ., \'iir~,~unfßr)ercich. 1..1_nd Einrichtung dieser oberste):1 O:cgr:,nc 

befindet sich derzeit im'Begutachtungsverfahren und soLL 

sodann dem Nationalrat als RegierunGsvOrlage vorgelegt 

v!f;;rden. Sein Inhalt iet dem Frä~::;idium des Hatior;,alre,t\:~s 'bei 

Einleitung des BegutachtnngsyerfAJ1rens mi tgeteil t wora.Gnr' 

Schwerpunkte der vorGoschlagenen Neuregelung.sind: 
a) Neuordnung des Wirkungsoereiche:::: , der Ministerien, 

d1.ö.l'ch klare ''''' o'ren '7U""'fer' -l nC'b'''~o''''''(' ""re VC"""l' nd' er"n"'" 'ITon ..!tl ... ~t) _..J J·.I.O J. , ..s... <t.:J t""_';'l .~J..:" l_.· . . _ ~J.\ .... _ \A..t.b"" 

Doppcl- und i!ti tkompetenzen. Im be ßonderen wird nE)ben, 0i:ner 

Kor~pilaticn., d.h. einer ,zusammenfassenden Darstellung der 

Wirkungsbereiche der Bundesministerien u.a. in folgenden 

Bereich~n eine Konzentrationvorßcsehen: 

1. Die Angelegenheiten des land- und forstwirt­

schnftlichcn SchuL,esens sollen grundsätzlich vom Bundes~ 

mini Gteriunl für Land- und For'3tv/irtS'~haft beim Bundecministeritim 

i, .' 

.. 
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für Unterricht und Kunst mit dem übrigen Schulwesen zusammen­

ge faßt werc1en; 

2. die Angelegenheiten der al1gemeincnFÜrsorge, die 

bisher im Bu..1J.desministerillm für Inneres behandelt worden 

sind, vlerden sachgerecht beim Bundesministerium für 

soziale Verwaltung konzentriert; 

. :3" das Arbei ter- und AngeE',t;elltcnrecht, das hinsichtl • 

. der land- unci forstvJirtschaftlichen Arbeiter bisher' vom Bundes­

ministerim;l für J.J8..nd- undl"orstwi,rt2:chaft behandelt wurde ,. 

8011 beim Bunc1esministerium für soziale Verwaltung z.usaIumen­

gefallt ·werden; 

4. die Veterinärangelegenheiten und die Standes...;. 

[j:ngelegenhei ten der Tierärzte sollen im bestimmtem Umfang, 

GG'I'leit sie für die menschliche· Gesundhei tvon Bedeutung 

sind, . beim Bundesministerium für soziale Yerwal·tung zusammen­

gefaßt werden; 
5 .. die. Angelegenheiten der :1?reisregelung ,?I'eis~ 

iiber\'~achung und I'rcistrei berei werden nun im Bundesministerium 

fü:e Handel 'i C·ewerbe und IndustriE': konzentriert; 

6. gleiches gilt von den Vlettbewerbsru1gelee::enb.eiten, 

den Angelec;er'.heiten 'des .Schut·zes von MUstenl, Mary.::en und 

D.l1(lerG!1 Ylarenbezeichnungen, die bisher zwischen I!1c:hl.'eren 

Ministerien geteilt waren; 

7 .. die Be~:>orGunEj yon 1"rGm.den"lerkehrsangelegenhei ten wird 

beim BundccrÜlliste:t'ium für Hand81, Ge'v7erbe und T:ndwTr;rie 
"< 0 11 7 '~rlt:r"l.·· e:-, "'T. • :J..l.. ~. ',..;C. ' ..... .J... IJ ,. 

8 e (:.io .A..ngc::"egel1J."1ei ten des Energi.ewe sens 8011en grund­

sdtzlich beim Bundesminist:eriuÜl für Handel, Gewerbe und 

IndustrIe vereinigt v/erden; 

9. dagegen sollen die Angelegenheiten d(:s Kraftfahr-

Vi8sens tmd deI' Straßenpolizei dem Bundesminister:lum :für· 
Ver1rr:'hr T7U(1'C\C'('JO'l "'gen "'erd· e· n' ~ & ..... "\. - • L; t..:I ......... ;;...1 j _.1. co.. . .l 'i', ') . 

~O " ,., 'lt ·d l' ., gLel.CneS g1. von. en Angel~~enheiten des geworb-

licben Personen- und Güterverb;hrs einschließlich der gevlerhs­

J:'.äßigen Beförderung von Gütern ) .. n Rohrlei tune;eu; 

110 wesentlich ist die Konzentration der Aus'.'lärt.igen 

Angelegenheiten beim Bundesrn:i.nist ei'iurn fü:t' AllS1,'lärtige 

Angelegenheiten, das, nun auch für die Angelegenheiten der 

wirtsc:haftlichen Integration. ztwtändi.g r::ein i~oll, vJährend der"! 

BundesminiGterium für Handel, Gev/erbe un.d InduEtriG d 1e 
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.. 
'Nahrnchmung der wirtschaftspolitischen Angelegenheiten 

. gegenüber dem Ausland 80'.'1ie die Vorberei tunt; und Verhc\nc11ung 

von Staatsverträgen au.f diesem Gebiet mit AusnaD .. me der 

Angelegenheiten der wirtschaftlichen Integration, 

der A ... '1gelegenheiten des Ijuroparates und der OECD sowie 

der'Vereinten Nationen cinsehließlich UNCTAD und :SCE 

vorbeha.lten bleiben soll. Gleiches gilt von der Durch~ 

führUI}g des EFTA-übereinkommens und künftiger Integratio:as~ 

übereinkommen. 

b) Klare Abgrenzung der Verantwort}.ichke:;.ten in. derr:. 

Sln..."1, daE die Bundesminister ihrer verfassungsgesetzli0h 

vorGegebenen Lei t1ll1gsfunktion fmtsprcchend vorausschauend 

und' pInnend, orientiert nach längerfristigen Konzepten, 

d:le Ver'.valtung nach den G:rundsätzcm '.3ines modernen Munagem.ent 

zu führen haben" 

Dem dient unter anderem dfe r:.~öglichkei t der Schaffung 

sogenannter Grundsatzabteilungen'für den ganzen RessoI'tbereich. 
Hiemi t soll' die. Interdependenz; der verschiedenen ri~aterien 9 . die 

ein Bu.ndesministeri.ll."'TI. zu besorgen hat, besser' und wirksfuiler 

orJ'aßt; we:r.'den kö:cinen o Ebendemselben Gedc..:u.ken Verc1aDy:en 

Bestimmllnren über die iIlJlere Einrichtung der Ministerien ihre 

Entsteh1lng,die d.:J.e Bildung von Sachverständißenkommissionen 

innerha].b eine.~3 Bundef:i!:d.u:LsterilIL'1:J zur besse:.'en D::;\'!öl tif;ung 

von ·P-j<J"p-n(:<'cauC''!·p'l.·,nn 'lnrl~ron G'rVI''''''d c t'7+' ~"'OYl e''''n:1o''0'1-'icn6 _ ,L-.Üc.u.·'u'· ·j,b~k,- '- ... Y .• , • -'-\.u .• .::.><1 ..:.;.l.rcJ.u<·d: .... " er .. 1.. _!,,,n 

sollen. 
Qch·1J' e (~] J'~ h '" n 1 1 . d'; e' ~r.1.· r 1rc ara'-' 111"l' -'-UI10' c 1~""!'1'L"+"i 01" "'1' 0/1er. kJ __ .1./ ....... ,J.I. .• ~v_ ._ lf • ... ho .. O _\,; v LI c.::;.v ,1.,.,4_.1.. ,I.)..j.'._ ,J", '-' .1.;_ 

verstärkten inneren Revision der Ge;3chärtsführung der 

Ministerien und ihrer nachgeordnete:n. D:1.enstste:Llen dienen, 

wofür der Gesetzentwurf.' entsprechende Vorschlägeenthslt .• 

c) Der Elltvmrf bedeutot aber- auch ei.nen Llcträchtliehen 

Bei trag zur RCGhtsbereinisung, . i:nrlem. nrim.lich n.icht wt:niger als 

51 TIüI-;htsvorschrifte:n, die die EinrichtUJlg und d.en ;i/i:ekl..t.ngs­

bereich der Bunö'3sministe::,:'ien bishergcI'ee;clt haoon, ünd 

deren älteste npch aus dem Ja...1-J.re'1848 stanmt, aufgehoben 

y;erclen sollen .. 
-

503 Zu den Maßnahmen dieses K.s.pitels g'ehören auch über-

legune;8n über die Neußestaltung der sachlichen und örtlichen 

'Zuständie;kei t der Dienststellen <12;3 ßundes ir!l Sinne eincrsei ts 
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einer Dekonzentrat;ion und Dezentralisation wie aber auch 
andererseits einer Konzentrierung von Dienststellen im. 

Sinne des Gedankens eines besseren SerYice~verursacbt • 
durch die Veränderungen in unserer Gesellschaft (vgl .. raun­
ordnende I','~aßnah..'11en) e 

5 .. 4 Besondere Bedeutung hat die Umstellung der Bundes­

verrechnung auf 1!'ernbuchführungen mitHilfe zentraler. 

l~DV-AnlB.gen.. Durch Au:::.mützuns der infülge der Umstel~ung 

Gegebenen technischen Ijöglichkei ten ist eine l'Teuorgahisa-tion 
des Buchhaltungswesens, und zwar über die 'Ressortgrenzen 

hini3.LlS undüb,=:rregional geplant, ohne daß jedoch dadur'ch ein 

Eingri.ff .in die· Verantwortlichkei t·dei" e:i.nzelnenBundesminister 

oder ein Eingriff in die verfassungs gesetzlichen Aufgaben der 

Länder U.:n.d. Gemeinden eintreten dürfte .. 

AU.f der gleichen Linie liegt auch die Umstellung der Ab­

g8.b:mveri:altung einschließlich der Zolbrervvalturtfj auf die ele1\:­

.t;rol"l:i.,:;che Dat;enverarbeitung o Im Ergebnis bedeutet diese noch 

ke ineswegs .cJ.t)geschlossene Al{tion Eiine vfe~;;ent;liGhe Personalent-

IDstung "/te auch die Einsparung sächlicher Mittel" 

Im Bereich(~ der Arbei tsorge.n:i.satioIl . ... 
SJ.n.~J. gerade 

im Hinblick auf die Vielfältigkeit derneHeD S:taatsaufgaben 

Maßnahmen notwend.ig!! um den Info!'matJ.o1l3i.1blD.uf in!lCrha.lb 
. . 

der Ver::JH.ltungost;:;;llen1.lncl illcbesondereder obi:;rsten Organe 

deI> Vervml tung mit der.l Ziele zu ver1)essern~ die HegleJ?UnS8'~ 

entscheidungen auf breiterer Basis vorbere:L ten zu kOl1nen. In 

dieser Richtung en'!;häl t sowohl der bereits .ervJährite Entvmrf.· 

eines Bundesministeriengesetzes Vorschläge.~ da~m kOITunen noch 

llaßn,ihl:iCn der Umstellung auf die elektroniscb.8 Bear1:.eitungyon 

Info:cmatione:o. aktiver und passilrer Al'I;, Di(:~'se Maßnahmen 

"'-I '~.J ""li "'l'P fd no· ·Z··u"'a-:-'1:m L \11fas':··u""',"" ~_\.", ... \:... C\. 'I..J... ........ , . J .J _"u~.t.c.· . '" a.,) .1J,.0 

1"Y'l 11 +- l' r. n 1"'1 C '""TC!;- eq~"l ab ",';., v '-' ",i:> .e,':,: .:> v - _I ., 

Die Bundesregierung hnt in diesem z,u;:~alYime:nb.:)J:.tg einer 

verstiiI'kten Koordination· der verschiedenen Aktivitäten der 

einz.elnen obersten Buridesorga,neauf dera Gebiete (lei' Yerwen­

dung elektronischer lJatenverarbci tU.llgnp...D.lHg;cn dadurch ihr 

besonderes Au.genmerk zU[jewcndet, in(lem di.8 Lei i:.;nng des inte .l~-
. m.··Ln.;·r:t·e .... ·lell~n TToord· J'n'l.t1.· on~'~or,lit~,~'(' ·-t'ij·t' c']'; """'8 y,'r"'n'cn d' '""li"l .J. _ _..Lo ..- _ \J J.~ .. c " I:Lr ... '" _~ _ c; .;,.. '.? .. 1.., .... 1... ....l. \:J j.J .- ~ {AC) ".. C ,_ 
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, . 

'. ' . 
.. ~ ... -., ..... ,-_:_.-"-,. 

11 

Dieser ist. im BeSl';iff ~. in.ZusaI!lmenarbeit mit. den 
"\. ,.". 

Ministeriensowol:l 'clie:';Koordination der vorhandenen Ein-
. . 

richtungen zu·ve:cstärken als auch Prioritäten für'die 

Umsi.;ellung auf diüneucn Methoden besser uui'einand.er . 
. ... , . 

abzustimmen_i> . 

6.2 Die neuen t'ecrulischen' Metho(len dienen auch . . 

der VerbesdeI11h.c;der Bürotechnik und dei HilfsgesChö.fte· 

in,nerhalb' der einzeinen .Vervmltunßsdienststellen. Dies gilt. 

insbesolidere von der Verbesserung des Schreibd:i..enstes ~ des' 
.' , . 

Kanzleidic:lst~5lli1d ,(d.er Ablage von GeGchäfts3tücken~ HJ.ebei· 

sind weit'gehend Maßnahmen 1)ereits durchgefuhrt. Dies gilt zoB. 

für die Anlage der Geschäftsstüch:e .der Bundesrninisterien. .'~\. . . , • . ' ?, ~ .. 

. Die Verwendung yon Diktiergeräten und elektronischen .. ', ;',' 

Textverarb~i t1.J.ncsanlagen sowie der übergang zur 'Mikrov9r-

Abschlieikmd sei. bemerkt, daß eine Reihe der hier 

erwähnten Aktivitäten (Lavon u"bhi.5,.:ngen vlird, daß entsprechende 

gesntzliche l,'laßnruunen neu gesch.affen werden, wof'ürdie Bundes~ 

' .. ~ rcgiel~ung j0\'leils im. Zusammo:nha:fi.g mit· den betreffenden Maß·~ 

nahmen Vorschläge dem NationalraJG erstattenwird~ Das. zum 

Ausdruck gebrachte große Intercs se für di 81;lodernirüerung .'. 

und Rationalisierung derVerv'JaJ.tungdar.f zu elen Schluß fühl'en; .... 

daß auch (~ie' ani'ragenden 'Abgeordneten derartige legislativ(~ 

, Maßnahm011 

werden. 

:-i" 

'.' 

n ;1('.1.:.- pO~':~J..··tl·"t:r be'l1",-l-ejle-l ............. .1J. _ .' ~l .... ~' ...... .',J. .... 

'30. April 1971. 

ner BUhdeskanzler: 
.~ ... '. 

vv0-' . ...... ·.·· .. ··l·· '. : .' .' .. ~.", ~ .: . 

'''. . . . ... 
. ,' . -"., .' 

. .~. ,.: . .' :' - . ~ . , .~. . '. 

- '., . . 
"' .. ;.1 .",. 

. ,) 

-., ~: .' 

. :~ 
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